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Die Regelsätze betreffen keineswegs nur
Langzeiterwerbslose sondern beispielswei-
se auch über eine Million Rentnerinnen und
Rentner sowie Erwerbsgeminderte.

Hartz-IV-Regelsätze:

Bundesregierung
missachtet Gesetz

Jeden dritten Tag ein Brötchen
mehr vom Bäcker ist drin. Für zwei
zusätzliche Fahrscheine für Bus oder
Bahn im Monat reicht es in Berlin und
vielen andern Orten schon nicht mehr.
Die Hartz-IV-Sätze sollen zum Jahres-
wechsel für alleinstehende Erwach-
sene um fünf Euro steigen. Die „Er-
höhung“ ist ein Armutszeugnis für die

Regierung, das Zustandekommen der
Erhöhung ein Skandal: Es gibt zwei
gesetzlich geregelte Verfahren, wann
und wie die Regelsätze zu ändern
sind. Einmal geht es um eine grund-
legende Neu-Ermittlung der Regel-
sätze: Was gehört zum Existenzmini-
mum? Wie viel Geld ist notwendig,
um das Existenzminimum einschließ-

lich sozialer Teilhabe zu garan-
tieren? Diese Neu-Ermittlung
erfolgt auf der Basis der Aus-
gaben der unteren Ein-
kommensgruppen, konkret auf
Basis der Einkommens- und
Verbrauchsstatistik (EVS). Die-
se aufwändige Statistik wird
nur alle fünf Jahre durchge-
führt. Es dauert in der Regel an-
derthalb Jahre bis die Daten
ausgewertet sind. Die letzte
EVS wurde im Jahr 2013 durch-
geführt. Die Ergebnisse hat
das Statistische Bundesamt im
September 2015 veröffentlicht.

Die gesetzliche Vorgabe in
§ 28 SGB XII dazu ist eindeu-
tig: „Liegen die Ergebnisse ei-
ner bundesweiten neuen Ein-
kommens- und Verbrauchs-
stichprobe vor, wird die Höhe
der Regelbedarfe in einem
Bundesgesetz neu ermittelt.“
Keine Hintertür, kein „kann“
und „vielleicht“, sondern die
Regelsätze sind neu zu ermit-
teln. Doch das Arbeitsministe-
rium wählt das zweite, eben-

falls gesetzlich geregelte Verfahren.
Es schreibt die Regelsätze lediglich
entsprechend der Preis- und Lohn-
entwicklung fort. So kommt die Mini-
Erhöhung von fünf Euro zustande.
Dieses Verfahren (siehe Einlegeblatt)
ist aber nur in den Jahren zulässig, in
denen keine Neu-Ermittlung stattfin-
den kann, weil es gar keine neue EVS
gibt. In diesem Jahr ist es nicht zu-
lässig!

Es ist keine Prinzipienreiterei,
wenn wir hartnäckig eine rechts-
konforme Neu-Ermittlung einfordern.
Die Regelsätze gehören dringend auf
den Prüfstand, weil sie heute selbst
grundlegende Dinge nicht abdecken.
So sind die Sätze nachweislich zu
niedrig, um sich ausgewogen zu er-
nähren oder die tatsächlichen Strom-
kosten zahlen zu können und Leistun-
gen für den notwendigen Kauf einer
Waschmaschine oder einer Brille gibt
es auch nicht…

Niemand erwartet, dass die Regie-
rung wenige Tage nachdem die EVS
öffentlich ist, einen Vorschlag für neue
Regelsätze präsentiert. Der Skandal
ist, dass sie das verpflichtend vorge-
gebene Verfahren der Neu-Ermittlung
nicht unverzüglich begonnen hat son-
dern um ein ganzes Jahr verschieben
will. Das ist eine Geringschätzung al-
ler Menschen, die von den Regel-
sätzen leben müssen.
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Flüchtlinge willkommen

Der Text auf Seite 4 ist ein Mu-
sterflugblatt zur Flüchtlingsfrage
für örtliche Verteilaktionen.
Den „Fuß“ des Flugblatts könnt
ihr gerne mit dem Namen und
den Kontaktdaten eurer Erwerbs-
losengruppe ersetzen.
Auf Anfrage verschicken wir den
Text auch digital, damit er vor Ort
verändert werden kann.

„aufRecht bestehen“ 2016

Im Frühjahr 2016, voraussichtlich
am 14. April, soll es einen dritten,
bundesweiten Aktionstag unter
dem Motto „aufRecht beste-
hen!“ geben.
Plan A ist es, dann die unzurei-
chende Höhe der Regelsätze am
Beispiel der Stromkosten zum
Thema zu machen.
Plan B ist – falls dann das Gesetz-
gebungsverfahren zum 9. SGB-II-
Änderungsgesetz aktuell sein soll-
te – das Thema Sanktionen in den
Mittelpunkt zu stellen.
Was meint Ihr?
Zu welchem der beiden Themen
würdet ihr (lieber) Aktionen ma-
chen?
Bei welcher Variante können wir
mehr bewegen?
Schreibt uns eure Einschätzun-
gen.

Aktuelle E-Mail-Adressen

Bitte senden uns eure aktuellen
E-Mail-Adressen, damit es mit der
Kommunikation besser klappt.
Mail senden an info@erwerbs-

los.de mit dem Betreff „E-Mail-
Adresse“ und Absendername
nicht vergessen!

Ende Oktober wurde ein erster
Entwurf für ein 9. SGB-II-Änderungs-
gesetz bekannt, das unter dem irre-
führenden Schlagwort der „Rechts-
vereinfachung“ diskutiert wird.

Nach unseren Informationen wird
das Bundeskabinett am 9. Dezember
den Gesetzentwurf beschließen.

Die weiteren Termine für das Ge-
setzgebungsverfahren sind noch nicht
bekannt.

Nach einer ersten Durchsicht des
Entwurfs haben wir hier wesentliche
Verschlechterungen und Verbesserun-
gen in einer Übersicht zusammenge-
stellt:

Verschlechterungen

Wohnkosten

Die Kommunen sollen die Ober-
grenzen für angemessene Wohnko-
sten bezogen auf die Gesamtsumme
aus Miete und Heizung festlegen dür-
fen.

Damit entfällt die heute verpflich-
tend vorgegebene, separate und ein-
zelfallbezogene Prüfung der Heizko-
sten und der Anspruch auf Übernah-
me auch hoher Heizkosten, etwa
wenn diese einer schlechten Wärme-
dämmung geschuldet sind.

Zudem ist eine Gesamtangemes-
senheitsgrenze ein Schritt in Richtung
Pauschalierung.

Pauschalen bergen immer die
Gefahr, dass die tatsächlich notwen-
digen Kosten nicht gedeckt werden.

Neue Straf-

und Kürzungsregel

Wer sich vorsätzlich oder grob fahr-
lässig nicht genug bemüht, den Lei-
stungsbezug zu beenden oder zu ver-
ringern, muss die erhaltenen Leistun-
gen erstatten – also zurückzahlen.

Da die Rückzahlungspflicht sofort
beginnt, behalten die Jobcenter 30
Prozent vom Regelsatz für die „Til-
gung“ ein.

Die Erstattungspflicht gilt heute
nur, wenn die Hilfebedürftigkeit „her-

beigeführt“ wurde, also bei einem
schuldhaften Fehlverhalten vor dem
Leistungsbezug.

Werbungskosten

Die Pauschale für allgemeine Wer-
bungskosten ohne Nachweis in Höhe
von 15,33 Euro nach der ALG-II-Ver-
ordnung soll ersatzlos gestrichen
werden. Dies bedeutet eine Lei-
stungskürzung um eben 15,33 Euro
monatlich für alle Aufstocker, die nicht
die 100-Euro-Grundpauschale erhal-
ten sondern über ihre Fahrtkosten zur
Arbeit – zusammen mit der 30-Euro-
Versicherungspauschale und ggf. der
Kfz-Versicherung– Gesamtaufwen-
dungen über 100 Euro nachweisen
können.

Mutterschaftsleistungen

Mutterschaftsgeld und der Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld sollen
anrechnungsfrei sein. Dafür soll in der
Schutzfrist fiktiv angenommen wer-
den, dass den Müttern das den Mut-
terschaftsleistungen zugrunde liegen-
de Einkommen weiter zufließt.

Dies kann zu Bedarfsunterdeckun-
gen führen, da nicht für alle Mütter
gesichert ist, dass sie in der Schutz-
frist über ein gleich hohes Einkom-
men wie zuvor verfügen.

Erwerbstätigenfreibetrag

Entscheidet das Jobcenter vorläu-
fig über einen Leistungsanspruch,
dann darf es den Erwerbstätigen-Frei-
betrag (bis zu 230 Euro) unberücksich-
tigt lassen, was den Leistungsan-
spruch ganz erheblich kürzt.

„Ehrenamtspauschale“

Die erhöhte Grundpauschale soll
nur noch dann gewährt werden,
wenn eine steuerbegünstigte Auf-
wandsentschädigung für eine ehren-
amtliche Tätigkeit den Betrag von 100
Euro monatlich übersteigt.

Dies bedeutet eine Leistungskür-
zung für Personen, die Einkommen
aus einem Ehrenamt und aus einer

Hartz-IV-Änderungs-
gesetz kommt
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Erwerbstätigkeit erzielen. Mit der Än-
derung wird die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) ausgehe-
belt, nach der auch Aufwandsentschä-
digungen unter 100 Euro den Absetz-
betrag erhöhen.

Begrenzung Nachzahlungen

Ansprüche auf Nachzahlung
rechtswidrig vorenthaltener Leistun-
gen sollen immer erst ab der Ent-
scheidung des Bundesverfassungs-
gerichts bzw. des Bundessozialge-
richts bestehen, mit der der Anspruch
festgestellt wird.

Bisher gilt diese Grenze nur, wenn
höchstrichterliche Rechtsprechung
eine einheitliche, rechtwidrige Praxis
aller Jobcenter korrigiert.

Ansonsten konnten bisher Lei-
stungsansprüche über Überprüfungs-
anträge für das letzte Kalenderjahr
geltend gemacht werden.

Einmaleinkommen

Wurde eine einmalige Einnahme
auf sechs Monate verteilt angerech-
net und ist die Einnahme vorzeitig ver-
braucht, dann soll nur noch ein An-
spruch auf ein Darlehen bestehen.
Nach der Rechtsprechung des BSG
besteht heute ein regulärer Lei-
stungsanspruch, der nicht zurückge-
zahlt werden muss.

Das Jobcenter kann lediglich prü-
fen, ob ein Erstattungsanspruch nach
§ 34 SGB II („sozialwidriges Verhal-
ten“) besteht.

Eine Nachzahlung, wie beispiels-
weise ein nachträglich gezahltes Er-
werbseinkommen, soll wie jede an-
dere einmalige Einnahme behandelt
werden, wobei bestimmte Absetzbe-
träge wie die 100-Euro-Grundpau-
schale nur einmal abgezogen werden.

Die Änderung hebelt eine günsti-
ge Rechtsprechung des BSG aus,
nach der bei Erwerbseinkommen, das
einmalig zufließt aber in mehreren
Monaten erarbeitet wurde, die Grund-
pauschale auch mehrfach gewährt
werden muss.

Verbesserungen

Auszubildende

Die Leistungseinschränkungen für
Personen in einer förderungsfähigen

Ausbildung werden deutlich gelok-
kert, so dass mehr „Auszubildende“
einen regulären SGB-II-Anspruch be-
kommen. Dies betrifft fast alle Fälle
einer beruflichen Ausbildung sowie
schulische Ausbildungsgänge und ei-
nige Studierendengruppen.

Im Gegenzug entfällt der Miet-
zuschuss. Weiter ausgeschlossen
bleiben Studierende an höheren Fach-
schulen, Akademien und Hochschu-
len, die nicht bei den Eltern woh-
nen.

Diese Gruppe hatte auch bisher
keinen Anspruch auf den Mietzu-
schuss.

Eingliederungs-

vereinbarung (EV)

Die Liste der Dinge, die in einer
EV geregelt werden dürfen, wird nun
abschließend bestimmt.

Die Pflicht, eine vorzeitige Rente
mit Abschlägen zu beantragen, kann
nicht mehr Gegenstand einer EV sein.

Regelungen zu den Eigenbemü-
hungen werden eine Kann-Option.

Die Schadensersatzpflicht nach
dem Abbruch einer Maßnahme wird
gestrichen.

Eine EV setzt eine vorherige „Stär-
ken-Schwächen-Analyse“ (sogenann-
te Potentialanalyse) zwingend voraus.

Wegfall Erbenhaftung

Die Erbenhaftung wird ersatzlos
gestrichen.

Bisher waren Erben von ehemali-
gen Leistungsberechtigten unter be-
stimmten Umständen verpflichtet,
vom Jobcenter erbrachte Leistungen
aus dem Erbe zurückzuzahlen.

Pfändungsschutz

SGB-II-Leistungen sollen generell
nicht gepfändet werden können, also
auch dann, wenn kein „P-Konto“ zum
Pfändungsschutz eingerichtet wurde.

Bewilligungszeitraum

Der Bewilligungszeitraum soll in
der Regel ein Jahr betragen.

Bei vorläufigen Entscheidungen,
etwa bei schwankendem Einkom-
men, bleibt es bei sechs Monaten.

Bewertung

Die Umsetzung des SGB II soll
für die Jobcenter leichter zu hand-
haben sein – im Zweifel auch auf
Kosten der Leistungsberechtig-
ten, deren Rechtsposition und
deren Ansprüche teils weiter be-
schränkt und beschnitten wer-
den.
Der Gipfel: Statt dafür zu sorgen
– auch mittels mehr und besser
ausgebildetem Personal –, dass
die Jobcenter rechtskonform ar-
beiten, soll die Nachzahlung von
zu Unrecht vorenthaltenen Lei-
stungen begrenzt werden.
Tolle Logik!
Der Entwurf ist eine Art „Anti-
Bundessozialgerichts-Gesetz“. An
vielen Stellen wird das Gesetz so
geändert, dass Leistungsansprü-
che, die das BSG Leistungsbe-
rechtigten im Wege der Geset-
zesauslegung zugesprochen hat-
te, wieder vernichtet werden; Lei-
stungsansprüche, die die Arbeits-
verwaltung offenbar als „Stö-
rung“ ihres Geschäftsbetriebs
begreift.
Unbestritten enthält der Entwurf
auch Verbesserungen.
Aber die bedeutsamste in Aus-
sicht gestellte Verbesserung,
nämlich die Streichung der ver-
schärften Sanktionsregelungen
für unter 25-Jährige, ist nicht
mehr Gegenstand des Entwurfs!
Was ebenso fehlt:
Die Regierung hat immer noch
nicht die Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts von 2014
umgesetzt:
Danach sind die tatsächlichen
Stromkosten im Regelsatz zu be-
rücksichtigen und die Bedarfsdek-
kung bei „weißer Ware“ oder Bril-
len ist zu überprüfen und ggf. zu
korrigieren.
Wann, wenn nicht jetzt beim Än-
derungsgesetz, soll das passie-
ren?
Setzen wir uns gemeinsam dafür
ein, dass die geplanten Ver-
schlechterungen abgewehrt wer-
den und stattdessen die beste-
henden Sanktionen abgeschafft,
zumindest deutlich entschärft
werden.
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Sind auch Sie mit Ihrer Lebenssituation unzufrieden?
Machen auch Sie sich Sorgen um die Zukunft? Gute Grün-
de dafür gibt es genug.

In vielen Städten fehlen bezahlbare Wohnungen und
die Mieten sind eine drückende Last.

Viele Menschen – Geringverdiener, Rentner, Erwerbs-
lose, Studenten – haben zu wenig Geld und kommen
kaum über die Runden.

Viele Arbeitnehmer sind gestresst, haben zu viel zu
tun und zu wenig zu sagen, bekommen weniger als sie
verdienen. Viele Arbeitsplätze sind prekär, unsicher und
befristet. Was wird übermorgen sein?

Viele sehen sich als „Zu-kurz-Gekommene“ und das
oft zu Recht. Manch andere haben sich einen kleinen,
bescheidenen Wohlstand aufgebaut, den sie nun in Ge-
fahr sehen.

Und es stimmt: Die Unterbringung und Versorgung
von vielen Tausend Flüchtlingen, die zurzeit nach Deutsch-
land kommen, ist eine große und schwierige Aufgabe.

Doch wer meint, Deutschland müsse sich nun abschot-
ten und das Asylrecht einschränken, der irrt.

Flüchtlinge brauchen unsere Solidarität! Zumal die
westlichen Industrienationen oftmals mit Schuld sind an
den Gründen, die Menschen in die Flucht treiben.

Kein Geringverdiener, Erwerbsloser oder Rentner hätte
einen Cent mehr in der Tasche, wenn keine Flüchtlinge
mehr kommen würden. Keine Sozialwohnung würde zu-
sätzlich mehr gebaut, nur weil „die Grenzen zu“ sind.

Kein Wohlstand würde sicherer und niemand ginge
es dadurch einen Deut besser.

Bezahlbare Wohnungen sind knapp, weil Wohnungen
wie Waren gehandelt werden und damit viel Geld ver-
dient werden soll.

Es gibt viel zu wenig sozialen Wohnungsbau. Zukünf-
tig werden noch mehr Menschen um bezahlbare Woh-
nungen konkurrieren.

Drastischer Sozialabbau in der Vergangenheit hat das
Rentenniveau und die Arbeitslosenunterstützung abge-
senkt. Prekäre und schlecht bezahlte Jobs gibt es zuhauf,
weil gerade daran andere verdienen.

All dies ließe sich ändern. Beispielsweise mit klaren
Regeln für den Arbeitsmarkt und einem großen Baupro-
gramm bezahlbarer Wohnungen, finanziert aus einer Rei-
chensteuer.

Wer jetzt die hohe Zahl der Flüchtlinge zum Haupt-
problem erklärt, der irrt nicht nur. Der schießt sich auch
ein Eigentor.

Wenn sich diejenigen, die unten sind, untereinander
beharken anstatt nach oben aufzubegehren, dann wird
nichts besser und gerechter.

Wenn sich Menschen gegeneinander ausspielen las-
sen, dann nützt dies nur denen, die wollen, dass sich
nichts ändert.

Das sind diejenigen, die bereits auf der Sonnenseite
leben und die von den ungerechten Verhältnissen profi-
tieren.

Die Grenze verläuft nicht zwischen Menschen unter-
schiedlicher Herkunft sondern zwischen oben und unten.
Wenn sich Verteilungskämpfe verschärfen, dann sollten
wir, „Einheimische“ und Flüchtlinge gemeinsam den rich-
tigen Kampf führen:

Für bezahlbare Wohnungen!

Für gute Arbeit!

Für eine zügige Erhöhung des Mindestlohns und an-

ständige Tariflöhne!

Für höhere Hartz-IV-Leistungen, auskömmliche Ren-

ten und Sozialleistungen!

Für alle Menschen, die hier leben. Denn Menschen-
würde ist unteilbar.

Nach unten treten ist unfair -- und dumm!

Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosen-
gruppen (KOS)
V.i.S.d.P.: Martin Künkler, KOS, Alte Jakobstraße 149,
10969 Berlin – www.erwerbslos.de
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Hartz-IV-Leistungen ab 1.1.2016 (in Euro)

Fortschreibung statt Neu-Ermittlung
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 der Rechtsverordnung der Regierung, in der die Re-
gelsätze für das Jahr 2016 festgelegt sind, zugestimmt. Danach sollen die Regelsätze
entgegen der Vorgabe des § 28 Abs. 1 SGB XII nicht neu ermittelt werden sondern nur
nach 28a SGB XII fortgeschrieben werden (zur Kritik siehe die Titelseite).
Bei der Fortschreibung nach § 28 a SGB XII werden die Sätze anhand eines Mischinde-
xes angepasst, in den zu 70 Prozent die Preisentwicklung und zu 30 Prozent die Netto-
lohnentwicklung einfließt. Der Anpassungsmechanismus hinkt der Zeit hinterher. Denn
maßgebend ist die Veränderungsrate des Preis- und Lohnniveaus im Zeitraum Juli 2014
bis Juni 2015 im Vergleich zum Zeitraum Juli 2013 bis  Juni 2014.
Der Mischindex beträgt 1,24 Prozent. Er liegt über der regelsatzrelevanten Preisentwick-
lung, die nur 0,7 Prozent beträgt. Die Einbeziehung der Nettolöhne (plus 2,5 %) erhöht
diesmal die Anpassung. Im Ergebnis werden die Sätze nur minimal erhöht, zwischen fünf
Euro (Alleinstehende) und drei Euro (Kinder unter 14 Jahren). Die Regelsätze gelten für
das SGB II („Hartz IV“) und das SGB XII (Grundsicherung und Sozialhilfe). Die Anpas-

sung wirkt sich auch auf die Mehrbe-
darfe aus (siehe Tabellen).

Reale Kaufkraftverluste
Auch nach der Anpassung der Sätze
zum 1.1.2016 werden Hartz-IV-Bezie-
her/innen faktisch weniger zum Leben
haben als 2005 beim Start des Hartz-
IV-Systems. Einschließlich der bevor-
stehenden Anpassung sind die Regel-
sätze seit 2005 kumuliert um insgesamt
16,2 Prozent gestiegen. Aber bereits im
September 2015 lagen die allgemeinen
Verbraucherpreise 17,3 Prozent über
dem Niveau im Januar 2005. Einzelne
Verbrauchspositionen, die für Hartz-IV-
Bezieher besonders relevant sind, sind
überdurchschnittlich teurer geworden:
Etwa Nahrungsmittel plus 26 Prozent
und Strom plus 64 Prozent.
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Wie viel Geld ist für was in den Hartz-IV-Sätzen enthalten?
Stand 1.1.2016

Erläuterungen:
Alle Angaben beziehen sich auf die ab dem 1.1.2016 geltenden Regelsätze. Alle Angaben beziehen sich auf einen Monat;
bei Nahrungsmitteln und Getränken sind zusätzlich die Werte pro Tag angegeben.
Die nummerierten Ausgabenpositionen entsprechen den so genannten Abteilungen der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe (EVS). Sie ergeben in der Summe die Regelsätze. Die eingerückten Zeilen sind ausgewählte Beispiele aus den einzelnen
Abteilungen. Sie ergeben in der Summe nicht die Regelsätze.
Die Zusammensetzung der Regelsätze wurde der Begründung zum Regelbedarfsermittlungsgesetz (RBEG, Drs. 17/3404,
S. 53ff) entnommen. Die dort ausgewiesenen absoluten Geldbeträge wurden in Prozentanteile umgerechnet (= Struktur der
Regelsätze) und auf die ab 2016 geltenden Regelsätze übertragen.

  Da die Fallzahl der zugrunde liegenden Stichprobe bei dieser Ausgabe kleiner als 25 ist, wird der Wert im RBEG nicht aus-
     gewiesen.

  Ausgaben für Mitgliedsbeiträge fließen nur in die Regelsätze für Erwachsene ein.
Quelle: Berechnungen der Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen nach Angaben aus dem Regelbedarfs-
ermittlungsgesetz und der Rechtsverordnung zur Fortschreibung der Regelsätze zum 1.1.2016 (RBSFV 2016).


